
Remembering means Fighting –
Gemeinsam gegen staatlichen Rassismus

Christian Meyer

 Am 07.01.2019 jährt sich der Todestag des Geflüchteten Oury Jalloh. Über Tausend
Menschen kamen 14 Jahre später in seinem Todesort zusammen, um zu gedenken und
zu demonstrieren, denn Erinnern heißt Kämpfen! Oury Jalloh wurde damals verhaftet,
weil er angeblich Passant_innen in Dessau (Sachsen-Anhalt) belästigte und betrunken
gewesen sein soll. Dabei fragte er lediglich, ob er sich ein Handy zum telefonieren
ausleihen könnte. Später geriet seine Zelle auf der Polizeiwache in Dessau in Brand.
Oury war an Händen und Füßen an eine Holzbank gefesselt und war somit dem Brand
hilflos ausgeliefert.

Schnell kam von offizieller Seite (von der der Polizei wie auch der Staatsanwaltschaft
Halle/Saale) das Statement, dass Oury sich selbst angeblich angezündet hätte und bei
dem Brand ums Leben kam. Dass das aufgrund der Faktenlage jedoch ein Ding der
Unmöglichkeit darstellt, sollte eigentlich jeder_m auffallen, der oder die sich mit dem
Fall befasst. Wie soll man sich selbst anzünden, wenn man mit beiden Händen
gefesselt ist?

An der offiziellen Selbstmordthese kamen bereits vor 14 Jahren Zweifel auf und es kam
zu einem Gerichtsverfahren, welches am Ende allerdings aus Mangel an Beweisen
eingestellt wurde. In den darauf folgenden Jahren setzte sich die Initative in Gedenken
an Oury Jalloh immer wieder dafür ein, dass ein Rechtsgutachten erstellt werden
sollte, welches die Selbstmordthese widerlegen sollte. So kam es dann auch dazu und
das Verfahren musste komplett neu aufgerollt und noch einmal verhandelt werden. Am
Ende wurde jedoch erneut von Gerichtsseite die Selbstmordthese bestätigt.

Erst aufgrund massiven öffentlichen Drucks und weiterer Gutachten wurde im Jahr
2017 ein weiterer Prozess in Gang gesetzt, der endgültig Licht ins Dunkel bringen und
die genauen Todesumstände klären soll. Ende des vergangenen Jahres erfolgte jedoch
das endgültige Urteil, welches die Selbstmordthese weiterhin aufrecht erhält. In der
Zwischenzeit hatte der bürgerliche Staat jedoch nichts Besseres zu tun, als
Antirasisst_innen und Mitglieder der Initiative in Gedenken an Oury Jalloh mit
Reperessionsmaßnahmen zu überziehen.

Das wiederum und die stetigen Behinderungen der Ermittlungsarbeit lassen den
Schluss zu, dass hier ein rassistischer Mord vertuscht werden sollte.

Ein Einzelfall? Keines Wegs.

Nun könnte man meinen, dass der Fall Oury Jalloh zwar bedauernswert ist und es sich
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eigentlich um einen klaren Justizskandal handelt, aber es eigentlich ein Einzelfall ist.
Dem ist aber nicht so. Allein gegen die Polizeiwache in Dessau, auf der Oury Jalloh
starb, gibt es in mehreren Fällen zumindest den Verdacht, dass hier Personen
misshandelt und unter ungeklärten Umständen zu Tode gekommen sind. Dass dies
jedoch die Ausnahme ist, ist allerdings ein eher scheinheiliges Argument, schließlich
soll ja das Saubermann-Image der hiesigen Justiz nicht in Frage gestellt werden.

Dazu kommt, dass mit Ammad A. im vergangenen Sommer in der JVA Kleve in
Nordrhein-Westfalen ein weiterer Gefangener auf dieselbe Art und Weiße wie Oury
Jalloh ums Leben gekommen ist. Besonders bitter ist nicht nur die Tatsache, dass
Ammad ein kurdischer Aktivist war, sondern er lediglich aufgrund einer Verwechslung
eingesperrt war. Auch wenn sich hinterher der Innenminister von NRW bei den
Angehörigen von Ammad entschuldigte, wirft dies ein weiteres mal ein schlechtes
Licht nicht nur auf die Haftbedingungen, unter denen Gefangene hierzulande inhaftiert
sind, sondern auch auf den Umgang mit in diesem Falle politischen Gefangenen.

Die Liste von rassistischen Skandalen im staatlichen Justizapparat lässt sich noch
endlos fortsetzen. An dieser Stelle sei nur an die rassistische Mordserie des NSU
erinnert, bei dem die Justiz ebenfalls kein allzu gutes Bild abgab. Statt den
schrecklichen rassistischen Charakter dieser Mordserie zu erkennen, wurden die Opfer
dem kriminellen Milieu zugeordnet, verhöhnt und zuallererst die Angehörigen
verdächtigt und massiv unter Druck gesetzt. Erst nach dem eine deutsche Polizistin im
Jahr 2007 ermordet wurde und es auch hier zu mehreren Ermittlungspannen kam
wurde mehr oder weniger „zufällig“ die NSU-Mordserie aufgedeckt. Während zwei der
fünf vermeintlichen Haupttäter starben, konnten die anderen drei gefasst werden und
sitzen seit knapp fünf Jahren wegen Beihilfe zum zehnfachen Mord auf der
Anklagebank.

Auch hier zeigt sich, wie staatliche Institution zutiefst in die rassistischen
Grausamkeiten verwickelt waren, was nicht nur geschredderte Akten, sondern auch
auf vermeintlich ungeklärte Weise umgekommene Kronzeugen wie etwa Aussteiger
aus der Nazi-Szene, welche in einem Zeugenschutzprogramm waren, oder auch
ehemalige V-Leute, die ebenfalls auf mysteriöse Art starben, betrifft.

Alltagsrassimus und gesellschaftlicher Rechtsruck

Doch diese Todesfälle und Morde sind bei weitem nicht das Einzige. Seit nunmehr bald
vier Jahren erleben wir ein rasantes Zunehmen an Alltagsrassismus. Vorläufer dieser
sich zuspitzenden Situation, in der sich rechte Schlägertrupps auf den Straßen zu
Angriffen auf Migrant_innen hierzulande zusammenrotten, zeichneten sich bereits im
Herbst 2014 ab, als in Köln im Rahmen der sogenannten „HoGeSa“-Demos (Hooligans
gegen Salafisten) knapp 5.000 Nazis sich zusammengetan hatten und randalierend
durch die Kölner Innenstadt zogen.

Einen weiteren Höhepunkt bildeten dann 2015 die PEGIDA-Demos in Dresden so wie



ihre Ableger im Bundesgebiet, bei denen sich zehntausende Beteiligten. Doch damit
war es noch lange nicht vorbei. Auch in den vergangenen beiden Jahren setzte sich der
gesellschaftliche Rechtsruck fort, einerseits durch rechte Mobilisierungen zu
Kundgebungen und Demonstrationen (auch wenn diese kleiner ausfielen als noch zu
den Hochzeiten von PEGIDA), andererseits aber auch durch die Wahlerfolge der AfD
im Zusammenhang der „Flüchtlingskrise“.

In diesem Zusammenhang bleiben uns auch die rassistischen Hetzjagden im letzten
Jahr in Chemnitz in Erinnerung, bei denen Migrant_innen, Asylbewerber_innen,
Geflüchtete aber auch Linke und somit alle, die nicht in das reaktionär-rassistische
Weltbild der „Kampfarier“ (rechte Hooligans) und ihrer anzugtragenden
Parlamentsvertreter_innen passen, angriffen. Dass dabei die sächsische Polizei
tatenlos zusah und mit der Situation angeblich „überfordert“ war, passt ganz gut ins
Bild, denn schließlich wurde eine linke Demo zwei Wochen vor den Vorfällen in
Chemnitz von einem hochgerüsteten Bullenaufgebot auf ziemlich brutale Art aufgelöst.

Der Alltagsrassismus spiegelt sich dabei allerdings noch durch andere Dinge wider,
wie etwa bei den Rufen der Medien und diverser Politiker_innen aller Parteien (hier
macht auch schändlicher Weise die Linkspartei in Person von ihrer Parteichefin Sarah
Wagenknecht mit, wenn sie fordert, dass Migrant_innen, die ihr Gastrecht verwirkt
hätten, abgeschoben werden müssen) oder auch durch rassistische Polizeikontrollen
aufgrund des Aussehens oder aber auch tätliche Angriffe auf Geflüchtete und deren
Unterkünfte.

Genauso verhält es sich, wenn permanent über „die“ Geflüchteten hergezogen und
behauptet wird, dass sie angeblich viel Geld, teure Kleidung und andere materielle
Dinge bekommen würden, ohne dafür arbeiten zu müssen. Andererseits zeigt dies
ebenso wie die Behauptung, Geflüchtete würden nur deshalb herkommen, um
Arbeitsplätze oder Sozialleistungen wie etwa Hartz IV wegzunehmen, einen
zunehmenden Sozialneid, der auch sozialchauvinistische Züge annimmt, wenn es etwa
um die Sanktionierungen von angeblichen Missbrauch von Sozialleistungen geht. Der
berechtigte Ärger über Sozialkürzungen, schlechte Arbeitsverhältnisse und
zunehmende soziale Unsicherheit wird somit weg von den Verantwortlichen auf
Migrant_innen, Geflüchtete, „den Islam“, „die Gutmenschen“ und „den Genderwahn“
gelenkt. Wenn dem keine antikapitalistische Kritik und Praxis entgegengehalten wird,
kann eine solche Stimmung schnell die Grundlage für rassistische Angriffe und Morde
werden.

Wie dagegen kämpfen?

 All dies zeigt eindeutig, wie wichtig der Kampf gegen den Rechtsruck innerhalb der
Gesellschaft ist, auch wenn manche politische Organisationen das nicht wahrhaben
wollen und stattdessen lieber vom „Rechtsruck der Regierung“ sprechen.

Doch das ist nichts weiter als die Weigerung, sich näher mit dieser Thematik und



einem aktivem Kampf gegen den Rechtsruck auseinanderzusetzen.

Leider war die (radikale) Linke in den vergangenen Jahren nicht besonders erfolgreich
darin, wenn es um den Aufbau einer breiten Massenbewegung der Arbeiter_innen,
Jugendlichen, Geflüchteten und anderer unterdrückter Teile der Klasse ging. Die
reformistischen Arbeiter_innenparteien SPD und Linkspartei und mit ihnen die
Gewerkschaften hielten sich teilweise aus dem Thema Antirassismus heraus oder
beteiligten sich, wie im Fall der SPD, an Abschiebungen von Geflüchteten in
vermeintlich sichere Herkunftsländer. In manchen Fällen beteiligten sich einzelne
Mitglieder an Bündnissen wie etwa „Aufstehen gegen Rassismus“, die allerdings mehr
den Fokus auf die Ausbildung von „Stammtischkämpfer_innen“ legen, um mit
Rassist_innen wie etwa denen von der AfD diskutieren zu können und sie davon zu
überzeugen, dass sie mit ihren Ansichten daneben liegen als wie auf kollektive
Aktionen wie Streiks, Demos, Kundgebungen und andere Aktionen etwa gegen
Abschiebungen.

Wichtig ist es, den gemeinsamen Kampf gegen Rassismus zu diskutieren und zu
koordinieren. Uns ist es nicht damit geholfen, wenn wir jede_r für uns unser eigenes
Süppchen im antirassistischen Kampf kochen und nur deshalb die reformistischen
Arbeiter_innenmassenorganisationen außen vor lassen, weil diese sich immer an die
Spitze einer solchen Bewegung setzten und diese zahnlos oder handzahm werden
lassen wollen.

Wir als Antirassist_innen brauchen diese Organisationen, nur dadurch können wir
überhaupt eine wirksame Gegenwehr aufbauen, nicht, weil sie so besonders toll sind,
sondern weil sie die Massen der Arbeiter_innenklasse organisieren und das wichtigste
Instrument im Klassenkampf sind. Für uns als Antirassist_innen, die selber der
Arbeiter_innenklasse angehören, geht es auch darum, den Kampf um die Führung
innerhalb der Arbeiter_innenorganisationen zu führen und diesen zu unseren Gunsten
zu entscheiden und nicht bloß tatenlos neben dran zu stehen und darauf zu beharren,
dass sie uns ja eh wieder verraten werden wie sie das schon immer getan haben.

Des Weiteren rufen wir auch alle Gruppen dazu auf, sich an einer Aktionskonferenz zu
beteiligen, welche nicht nur den antirassitischen Kampf, sondern auch den gegen die
Angriffe auf unsere Sozialleistungen und unsere Errungenschaften, welche mühsam
erkämpft wurden, koordiniert. Nur auf diese Art und Weiße, wenn wir alle gemeinsam
den Kampf gegen die Ursachen von Flucht, Vertreibung und Rassismus aufnehmen,
können wir erfolgreich sein.


